
Nummer 01/2015 Amtsblatt der Stadt Voerde Seite 1  

 

Herausgeber: Stadt Voerde (Niederrhein) Der Bürgermeister, Haupt- und Personalamt, Rathausplatz 20, 46562 Voerde,  www.voerde.de 

Erscheinungshinweise: Das Amtsblatt erscheint bei Bedarf. Hinweis: Der Internet-Abruf des Amtsblattes ist kostenlos! 
 

 

 

 

Stadt Voerde (Niederrhein) 
 

Amtsblatt  
der Stadt Voerde 

 
Amtliches Verkündungsblatt 

Nummer 01 vom 20.01.2015 6. Jahrgang Auflage: 50 
   

Inhaltsverzeichnis: 

 

 Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Voerde (Niederrhein) Seite  

1 
Allgemeinverfügung für Sonntag, den 15.02.2015, für den Zeitraum von 09:00 Uhr 

bis 17:00 Uhr Mitführungs- und Benutzungsverbot von Glasgetränkebehältnissen 1-4 

Gemäß § 14 Abs. 1 des Gesetzes über den Aufbau und die Befugnisse der Ordnungsbehörden 
Nordrhein-Westfalen (OBG NRW) in Verbindung  mit  § 35 S. 2 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) in der jeweils 
gültigen Fassung, erlässt die Stadt Voerde (Niederrhein) für Sonntag, den 15.02.2015, für den 
Zeitraum von 09:00 Uhr bis 17:00 Uhr, folgende Allgemeinverfügung: 
 

I. Mitführungs- und Benutzungsverbot von Glasgetränkebehältnissen 
Für den o.g. Zeitraum ist das Mitführen und die Benutzung von Glasgetränkebehältnissen in dem unter 
Ziffer II definierten Bereich außerhalb von geschlossenen Räumen untersagt. 
Ausgenommen von diesem Verbot ist das Mitführen von Glasgetränkebehältnissen durch Personen, 
welche diese offensichtlich und ausschließlich zur unmittelbaren Mitnahme zur häuslichen Verwendung 
erworben haben. 
 
II. Räumlicher Geltungsbereich 
Der räumliche Geltungsbereich der Allgemeinverfügung  umfasst die Flächen der folgenden Bereiche: 
 
Straßen sowie Gehwege bis zu den Hauseingängen der Friedrichsfelder Straße, von der Einmündung der 
Straße Teichacker bis zur Einmündung der Bahnhofstraße sowie rund um das Parkdeck, welches von der  
Straße „Rathausplatz“ umschlossen wird.  
Die Straße Rathausplatz von der Hausnummer 1-11 und 41-51 bis zur Einmündung auf den 
Rathausplatz/Marktplatz.  
Sowie die Straße Alnwicker Ring einschließlich des Park & Ride Parkplatzes.  
 
Zur Verdeutlichung des räumlichen Geltungsbereichs, wird auf den beigefügten Lageplan verwiesen.  
 
III. Androhung von Zwangsmitteln 
Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen diese Verfügung wird in den Fällen von I. das Zwangsmittel des 
unmittelbaren Zwanges in Form der Wegnahme der mitgeführten Glasbehältnisse angedroht. 
 
IV. Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Aus Gründen des öffentlichen Interesses wird die sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 
Verwaltungsgerichtsordnung  Nordrein-Westfalen (VwGO NRW)  dieser Verfügung angeordnet, mit der 
Folge, dass eine evtl. eingelegte Klage keine aufschiebende Wirkung hat. 
 
V. Bekanntgabe 
Diese Verfügung gilt gemäß § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG NRW mit dem auf die Bekanntmachung folgenden 
Tag als bekannt gegeben. 
 
Begründung zu I. 
Am 15.02.2015 findet auf Voerder Stadtgebiet der Karnevalszug 2015 (Tulpensonntagszug) statt. 
Die Zugstrecke führt  unter anderem  über  die Friedrichsfelder Straße. 
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Die vorgenannte Teilzugstrecke  und die umliegenden Plätze sind hoch frequentiert und stellen damit 
wesentliche Schwerpunkte dieser Veranstaltung dar. Erfahrungen mit den Karnevalszügen der 
vergangenen Jahre haben gezeigt, dass der Einsatz von Glasgetränkebehältnissen grundsätzlich mit 
erheblichen Gefahren verbunden ist. 
Aufgrund der enormen Besucheranzahl kam es bei den Karnevalszügen der letzten Jahre im o. a. 
Bereich bei den bedingt durch die zahlreich mitgeführten Glasgetränkebehältnisse und deren 
unsachgemäße Entsorgung schon in kürzester Zeit zu ganz erheblichem Glasbruch. 
Personenschäden, in erster Linie Schnittverletzungen, und Sachschäden (insbesondere Reifenschäden 
an Einsatzfahrzeugen) waren die Folge.  
Außerdem erfolgte eine Vielzahl an Hilfeleistungen aufgrund von Schnittverletzungen. 
Zudem steigert sich durch den vermehrten Alkoholgenuss bei diesen Veranstaltungen erfahrungsgemäß 
die Gewaltbereitschaft der Besucher/innen, mit der Folge möglicher erheblicher Verletzungen bei den 
Betroffenen und Unbeteiligten. 
Um diesen Gefahren zu begegnen, wird das o.g. Mitführ- und Benutzungsverbot erlassen. 
Rechtsgrundlage für die getroffenen Anordnungen ist § 14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ordnungsbehördengesetz (OBG) in der zur Zeit gültigen Fassung.  
Danach können die Ordnungsbehörden die notwendigen Maßnahmen treffen, um eine im Einzelfall 
bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren. 
 
Durch das Verbot soll sichergestellt werden, dass keine Glasbehältnisse in den beschriebenen 
Veranstaltungsbereich gelangen. Das Verbot ist geeignet, die oben aufgezeigten Gefahren von Glas und 
Glasbruch in diesem stark besuchten Bereich abzuwehren. Das Verbot ist erforderlich, da kein milderes 
Mittel erkennbar ist. 
Zwar stellt das Verbot von Glas eine Einschränkung dar, die jedoch durch den Einsatz alternativer 
Materialien(z.B. Kunststoff/Hartplastik) ausgeglichen werden kann. Diese Einschränkung ist im Verhältnis 
zur aufgezeigten Gefahrenlage für den angeordneten kurzen Zeitraum zumutbar und vertretbar. Dies gilt 
insbesondere vor dem Hintergrund, dass das Getränkeangebot in diesen Behältnissen in den letzten 
Jahren beträchtlich zugenommen hat. Aus ordnungsbehördlicher Sicht kann der oben genannten Gefahr 
nur durch einen grundsätzlichen Verzicht auf Glasgetränkebehältnisse begegnet werden. 
 
Aus den vorgenannten Gründen ist daher die Untersagung des Mitführens und der Benutzung von 
Glasgetränkebehältnissen im beschriebenen Umfang geeignet, erforderlich und im Hinblick auf die 
Gefahrenlage auch als angemessen anzusehen. 
 
Von dem unter Ziffer I. angeordneten generellen Mitführungsverbot von Glasgetränkebehältnissen sind 
lediglich diejenigen Personen auszunehmen, die Glasbehältnisse offensichtlich und ausschließlich zum 
häuslichen Gebrauch mitführen. Damit besteht für Anlieger innerhalb des Verfügungsgebietes die 
Möglichkeit, Getränke nach Hause zu bringen. 
 
Hierdurch kann zwar nicht gänzlich ausgeschlossen werden, dass z.B. infolge wahrheitswidriger Angaben 
zum häuslichen Gebrauch dennoch unbefugterweise Glasgetränkebehältnisse zum dortigen Verbrauch in 
das Verbotsgebiet gelangen; es ist jedoch zu erwarten, dass der Gebrauch von Glas eine hinreichende 
Beschränkung erfährt, die ausreicht, den abzuwehrenden Gefahren wirksam zu begegnen. Um diese 
Gefährdungsreduzierung nachhaltig zu gewährleisten und dem Mitführungsverbot einen Sinn zugeben, 
muss für den genannten Personenkreis jedoch auch der Nachschub von Glasbehältnissen unterbunden 
werden. Ein milderes Mittel ist nicht erkennbar. 
 
Begründung zu II. 
Um eine wirkungsvolle Reduzierung von Glasbruchschäden und Schnittverletzungen zu gewährleisten, 
erstreckt sich der räumliche Geltungsbereich für die angeordneten Maßnahmen zu Ziffer I.  auf den 
definierten Veranstaltungsbereich: 
 
Straßen sowie Gehwege bis zu den Hauseingängen der Friedrichsfelder Straße, von der Einmündung der 
Straße Teichacker bis zur Einmündung der Bahnhofstraße sowie rund um das Parkdeck, welches von der  
Straße „Rathausplatz“ umschlossen wird, die Straße Rathausplatz von der Hausnummer 1-11 und 41-51 
bis zur Einmündung auf den Rathaus-platz/Marktplatz und auf die Straße Alnwicker Ring bis 
einschließlich des  Park & Ride Parkplatzes, weil in diesem Bereich mit dem stärksten Besucherandrang 
im Innenstadtbereich gerechnet werden muss. 
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Die Grenzen des Geltungsbereiches werden unter Berücksichtigung der letztjährigen Erfahrungen für 
erforderlich gehalten. 
 

Begründung zu III. 
Die Androhung von Zwangsmitteln erfolgt auf der Grundlage der §§ 55 und 63 des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen – VwVG NRW – in der zur Zeit 
gültigen Fassung. Als Zwangsmittel kommen gem. § 57 VwVG NRW Ersatzvornahme, Zwangsgeld und 
unmittelbarer Zwang in Betracht. 
Bei Verstößen gegen das unter Ziffer I. verfügte Mitführungsverbot wird auf der Grundlage des 
§ 62 VwVG NRW das Zwangsmittel des unmittelbaren Zwanges angedroht. 
Gem. § 58 Abs. 3 VwVG NRW darf der unmittelbare Zwang nur angewendet werden, wenn andere 
Zwangsmittel nicht zum Ziel führen oder untunlich sind. Dies ist vorliegend der Fall. Zweck des 
Mitführungsverbotes ist es, die bezeichnete Veranstaltungsfläche von Glasgefäßen frei zu halten, um die 
in der Begründung beschriebenen Gefahren zu vermeiden. Vor diesem Hintergrund muss ein 
Zwangsmittel angedroht werden, das zum sofortigen Erfolg führt. Durch ein anderes Zwangsmittel kann 
nicht wirksam verhindert werden, dass Glas in den Veranstaltungsbereich gelangt und dort benutzt wird. 
Insofern ist die Anwendung des unmittelbaren Zwanges auch verhältnismäßig. 
 
Die Androhung einer Ersatzvornahme in Bezug auf die Anordnungen zu I. scheidet im vorliegenden Fall 
schon deshalb aus, weil die Einhaltung des Glasverbotes ausschließlich vom Willen des 
Ordnungspflichtigen abhängt und die damit verbundenen Vorgänge von keinem anderen bewirkt werden 
können.  
Eine Frist zur Erfüllung der Verpflichtungen braucht nach den Vorgaben des § 63 Abs. 1 S. 2 VwVG nicht 
bestimmt zu werden, da im Wege dieser Allgemeinverfügung eine Unterlassung (hier: Unterlassung des 
Mitführens von Glas)  erzwungen werden soll. 
 

 
Begründung zu IV. 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgt auf der Grundlage des § 80 Abs. 2 Nr. 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung- VwGO - in der z.Z. gültigen Fassung. Sie ist zum Schutze der Allgemeinheit 
notwendig, da nur so sichergestellt werden kann, dass die getroffene Anordnung unmittelbar vollziehbar 
ist. 
Das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung dieser Allgemeinverfügung ergibt sich daraus, 
dass die Beseitigung der bestehenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit keinen weiteren Aufschub 
duldet. Die Gefahren für so bedeutende Individual-Schutzgüter wie Gesundheit, Leben und Eigentum 
unbeteiligter Personen sind so schwerwiegend, dass nicht erst der Abschluss eines 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens abgewartet werden kann. 
Durch die Vollzugsfolge wird die Versorgung mit Getränken nicht eingeschränkt. Der persönliche Bedarf 
kann durch die Nutzung von Plastik- oder Pappbehältnissen problemlos gedeckt werden.  
Das Interesse der Allgemeinheit an der sofortigen Vollziehung der vorgenannten Anordnungen und damit 
der Verhinderung von Gefahren für die körperliche Unversehrtheit überwiegt insoweit das eventuelle 
Aufschubinteresse der hiervon Betroffenen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf in 40213 Düsseldorf, Bastionstraße  39, erhoben werden. 
Hinweis der Verwaltung: Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II ist das einer Klage bisher 
vorgeschaltete Widerspruchsverfahren abgeschafft worden. Zur Vermeidung unnötiger Kosten empfehlen 
wir Ihnen, sich vor Erhebung einer Klage zunächst mit uns in Verbindung zu setzen. In vielen Fällen 
können so etwaige Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage sicher behoben werden. Die Klagefrist 
von einem Monat wird durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsversuch jedoch nicht verlängert. 
 
Durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung entfällt die aufschiebende Wirkung des vorgenannten 
Rechtsbehelfs. Gem. § 80 Abs. 5 Verwaltungsgerichtsordnung kann das Verwaltungsgericht Düsseldorf, 
Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf, die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs ganz oder teilweise 
wieder herstellen. 
Voerde, den 16.01.2015 
Haarmann 
Bürgermeister 
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